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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Leserinnen und Leser,

am 1. Juli 2015 wird Hessen den Vorsitz der Europami-
nisterkonferenz übernehmen, eines Fachgremiums, das 

die Europapolitik der deutschen 
Länder bündelt und ihrem Wir-
ken im europäischen Mehrebe-
nensystem aus EU, Bund und 
Ländern noch mehr Gewicht 
verschafft. Ich freue mich sehr, 
dass das Hessische Statistische 
Landesamt die Übernahme des 
Vorsitzes zum Anlass genommen 
hat, eine Broschüre zum Thema 
„Hessen in der EU“ zu veröffent-
lichen. 

Für die Arbeit einer Verwaltung sind Statistiken ebenso 
unerlässlich wie für die Politik, die Wirtschaft und Bürge-
rinnen und Bürger. Die hier gebündelten Daten helfen, 
Vorhandenes zu bewerten und sind Grundlage für anste-
hende Entscheidungen.

Hessen ist ein Land in der Mitte Deutschlands und im Her-
zen Europas. Viele europäische Themen und Politikberei-
che betreffen uns in Hessen unmittelbar. Als erfolgreicher 
Finanz-, Verkehrs- und Industriestandort profitiert Hessen 
in besonderer Weise von dem Funktionieren des europäi-
schen Binnenmarktes und der einheitlichen europäischen 
Währung. Wir in Hessen erhalten zudem Europäische För-
dermittel für die regionale Entwicklung, die Landwirtschaft, 

für Firmenansiedlungen, den Tourismus, für Umweltschutz-
projekte, für soziale Projekte und für Forschung. 

In ihrem europapolitischen Engagement ist es für die 
Hessische Landesregierung von großer Bedeutung, auch 
weiterhin hessische Anliegen in die europäische Agenda 
einzubringen. Die vorliegenden Zahlen des Hessischen 
Statistischen Landesamtes stellen hier eine wichtige 
Grundlage dar. Sie zeigen auf, wo Hessen in den ver-
schiedenen Themenfeldern und im Vergleich zu unseren 
europäischen Partnern zu verorten ist. Darüber hinaus 
liefern sie wichtige Informationen für künftige politische 
und wirtschaftliche Entscheidungsprozesse. Hier spielen 
die Interessen der deutschen Länder eine wichtige Rolle, 
denn über den Bundesrat wirken sie unmittelbar auch an 
der europäischen Gesetzgebung mit. 

Mit dem Vorsitz der Europaministerkonferenz möchte 
Hessen die besondere Chance nutzen, Europa im Sinne 
der deutschen Länder mitzugestalten, die Belange ihrer 
Bürgerinnen und Bürger durchzusetzen und über das ge-
meinsame Projekt Europa zu informieren. 

Lucia Puttrich

Hessische Ministerin für Bundes- und Europaangelegen-
heiten und Bevollmächtigte des Landes Hessen beim Bund
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der Broschüre richtet sich dabei neben hessischen Ergeb-
nissen auch auf deutsche und europäische Zahlen und lässt 
eine Einordnung Hessens in Europa zu: Gibt es in Hessen 
eine höhere Erwerbstätigenquote als in Deutschland ins-
gesamt? Ist der hessische Anteil von 8 % an erneuerbaren 
Energien ein europäischer Spitzenwert? In welchen Punk-
ten übersteigt Hessen bereits jetzt die geforderten Zielwer-
te der europäischen Agenda für das Jahr 2020? 

Antworten auf diese Fragen und viele weitere Fakten sowie 
Wissenswertes rund um die wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Belange Hessens erwarten Sie in der vor-
liegenden Broschüre. Bitte wundern Sie sich nicht, wenn 
Ihnen hier die eine oder andere Zahl aus älteren Jahren 
begegnet. Das liegt daran, dass Landesdaten mit europä-
ischen Ergebnissen verglichen werden und internationale 
Statistiken für gewöhnlich deutlich später als Landeser-
gebnisse zur Verfügung stehen. Aktuelle hessische Zah-
len zu den vorgestellten Bereichen sowie unser gesamtes  
Datenangebot finden Sie auf unserer Homepage unter 
www.statistik-hessen.de.  

Ich wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen sowie viele neue 
Eindrücke und Erkenntnisse!

Dr. Christel Figgener

Präsidentin des Hessischen Statistischen Landesamtes

Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Leserinnen und Leser,

wussten Sie schon, dass im Jahr 2013 rund 78  % aller  
Hessen zwischen 20 und 64 Jahren erwerbstätig waren und 

das hessische Bruttoinlandsprodukt im 
selben Jahr das der meisten EU-Mitglied-
staaten übertraf? Und hätten Sie gedacht, 
dass davon über 3 % für Forschung und 
Entwicklung verwendet werden? Oder 
dass ganze 36  % der 30-34-Jährigen in 
Hessen einen Abschluss an einer Univer-
sität bzw. anderen Hochschule haben? 

Es zeigt sich einmal mehr: Statistiken de-
cken die Vielschichtigkeit und komplexen 
Strukturen unserer Gesellschaft auf. Mit 

Hilfe von statistischen Eckzahlen können gesellschaftliche 
Belange strukturiert und analysiert werden, um beispielswei-
se ökonomische, ökologische und soziale Entwicklungen 
aufzuzeigen. Amtliche Statistiken sind daher als Planungs-
grundlage für strategische Entscheidungen unverzichtbar. 
Um diese Relevanz statistischer Kennzahlen weiß auch die 
europäische Politik und rief die Strategie Europa 2020 ins 
Leben. Die in diesem Zusammenhang entwickelte Agenda 
setzt den Schwerpunkt auf ein intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum zur Überwindung struktureller 
Schwachstellen der europäischen Wirtschaft sowie zur Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit und Produktivität. 

Die hier präsentierten Ergebnisse sind an den 5 Kernzielen 
der Strategie Europa 2020 angelehnt. Der empirische Blick 
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Hessen im Kurzprofil

Ziemlich genau sechs Mill. Menschen leben in dem Bun-
desland in der Mitte Deutschlands. Herausragendes Bal-
lungszentrum ist das Rhein-Main-Gebiet mit der Landes-
hauptstadt Wiesbaden, der Finanzmetropole Frankfurt 
am Main und Deutschlands größtem Flughafen. Darüber 
hinaus ist Hessen in weiten Teilen ländlich geprägt. Etwa 
42 % der Fläche wird landwirtschaftlich genutzt — und das 
auch zur Gewinnung von Strom, Wärme und Kraftstoffen 
aus Bioenergie. Der Anteil erneuerbarer Energien am ge-
samten Energieverbrauch (Primärenergie) beträgt 8,3 % 
(2012).

Die fünf größten Städte Hessens (Stichtag: 31.12.2013)

Stadt Einwohner

Frankfurt am Main 701 350

Wiesbaden 273 871

Kassel 194 087

Darmstadt 149 743

Offenbach am Main 119 203

Fahrzeugbestand

Bestand an Fahrzeugen 4 105 981

davon

 PKW 3 441 406

 LKW 183 419

 Kraftomnibusse 5 766

 Zugmaschinen 141 283

 Krafträder 313 955

 Sonstige Kraftfahrzeuge 20 152

Außenhandel des Landes Hessen 2013 (in 1000 Euro)

darunter

Insgesamt Gewerbliche  
Wirtschaft

Ernährungs- 
wirtschaft

Ausfuhr 56 945 549 54 267 513 1 983 623 

Einfuhr 78 881 751 73 202 468 3 099 812

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt,  
Stand: 1.1.2014.

Wahlberechtigte in Hessen/Wahlbeteiligung 

Europawahl 2014 Bundestagswahl 2013

4 422 994 4 413 271

Bevölkerung in Hessen nach Altersgruppen (Stand 31.12.2012)

Bevölkerung in Hessen insgesamt
6 014 481

< 15 Jahre
13,5 %

15 bis unter  
65 Jahre
66,5 %

> 65 Jahre
20 %

© eyetronic – fotolia .com

© Jens Hilberger – fotolia.com

© drubig-photo – fotolia.com

Struktur der hessischen Wirtschaft 2014

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Produzierendes Gewerbe
ohne Baugewerbe
Baugewerbe
Handel, Verkehr und Lagerei,
Gastgewerbe, Information
und Kommunikation
Finanz-, Versicherungs- und
Unternehmensdienstleister;
Grundstücks- u. Wohnungswesen

Öffentliche und sonstige
Dienstleister, Erziehung und
Gesundheit, Private Haushalte

225,3
Mrd. Euro

0,4 %
21,1 %

3,9 %

22,1%32,6 %

19,9 %



Hessen in Europa6

Bruttoinlandsprodukt (nominal) 2011 bis 2013 nach ausgewählten 
Mitgliedstaaten (in Mrd. Euro)

Wirtschaft in Hessen

Die ökonomischen Gewichte der Staaten, die unter dem 
Dach der Europäischen Union versammelt sind, unter-
scheiden sich deutlich. Die Spannweite der nominalen 
Bruttoinlandsprodukte (BIP) reichte 2013 von über 7 Mrd. 
Euro (Malta) bis 2809 Mrd. Euro (Deutschland).

Außer Deutschland lag 2011 erstmals auch Frankreich 
mit 2059 Mrd. Euro über der 2000er-Marke. 21 der 28 
EU-Staaten produzieren seit 2005 Waren und Dienstleis-
tungen im Wert von jeweils weniger als 500 Mrd. Euro. 

Wäre Hessen EU-Mitglied, hätte es sich mit einem BIP von 
243 Mrd. Euro zwischen Dänemark (253 Mrd. Euro) und 
Finnland (202 Mrd. Euro) befunden; mehr als die Hälfte 

der EU-Mitgliedstaaten erwirtschaftete im Jahr 2013 ein 
geringeres BIP als Hessen.

Die absolute Größe des BIP hängt wesentlich von der 
Bevölkerungsgröße ab, sodass sich die Wirtschaftskraft 
verschieden großer Regionen nur unter Bezug auf die 
Einwohnerzahl vergleichen lässt. Diese „Bereinigung“ 
verringert das Spektrum gegenüber den absoluten  
Niveaus deutlich. Die Unterschiede bleiben aber immer 
noch beachtlich: Bei der Kennzahl BIP je Einwohner be-
legten vor allem kleinere Länder 2013 die Spitzenplätze. 
Insbesondere Luxemburg, das mit 83 100 Euro weit vor 
dem zweitplatzierten Schweden (45 500 Euro) lag und auf 
das knapp Fünfzehnfache des bulgarischen Wertes (5 600 
Euro) kam. Hessen hätte als EU-Mitglied mit 39 600 Euro 
den vierten Platz zwischen Dänemark (45 100 Euro) und 
Niederlande (38 300 Euro) erreicht. Damit hätte Hessen 
deutlich vor Deutschland rangiert (34 200 Euro) und direkt 
nach der außereuropäischen Ökonomie der USA, welche 
39 800 Euro je Einwohner erwirtschaftete.

0
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2011 2012 2013

Finanzplatz Frankfurt
Die aufgezeigten Zahlen zum BIP zeigen: Hessen ist ei-
ner der Top-Wirtschaftsstandorte in Europa. Hier kommen 
wirtschaftliche Stärke, Innovationskraft und Weltoffenheit 
zusammen. Der Finanzplatz Frankfurt ist hierbei eine trei-
bende Kraft.
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Fakten1) zum Finanzplatz Frankfurt:

�  3.450 Mrd. Euro beträgt die Bilanzsumme aller Frank-
furter Banken.

�  61.300 Beschäftigte arbeiten im Frankfurter Finanz-
sektor.

� 193 Banken haben ihren Sitz in Frankfurt.

� 186 Banken in Frankfurt sind Auslandsbanken.

�  6,7 % ist der Beitrag des Finanzsektors zur Wirt-
schaftsleistung Hessens.

�  90 % des gesamten deutschen Börsenumsatzes wer-
den am Finanzplatz Frankfurt erwirt-schaftet.

Darüber hinaus ist die Europäische Zentralbank (EZB) 
in Frankfurt beheimatet, mit deren Ausbau rund 1000  
Arbeitsplätze am Finanzplatz Frankfurt entstanden sind. 
Die EZB ist die Notenbank für die gemeinsame Währung  
Europas, den Euro. Ihre Hauptaufgabe ist es, die Kaufkraft 
des Euro und somit Preisstabilität im Euroraum zu ge-
währleisten. Das Euro-Währungsgebiet besteht aus den 
19 Ländern der Europäischen Union, die den Euro seit 
1999 eingeführt haben.

Digitale Wirtschaft

Betrachtet man neuere Wirtschaftszweige so stößt man un-
weigerlich auf den Begriff der Digitalen Wirtschaft bzw. die 
Branche der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie (IKT). Die IKT-Branche setzt sich aus drei Kernbereichen 
zusammen. Zu ihr gehören die Produktion von Informa-

tions- und Kommunikationstechnologie, der Handel mit 
Hard- und Software sowie Dienstleistungen der Telekom-
munikation und Informationstechnologie. Diese Branche 
beschäftigt aktuell in Hessen mehr als 130.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, die in rund 10.000 Unternehmen ei-
nen Umsatz von 40 Milliarden Euro im Jahr erwirtschaften. 
Dies ist circa ein Siebtel des bundesweiten IKT-Umsatzes.

Wachstum der hessischen IKT-Branche von 2010 bis 2016:

100000

108000

116000

124000

132000

140000

148000

103.730

116.728
121.580

128.273

135.335

26000000

30000000

34000000

38000000

42000000

46000000

50000000

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

33.855.202
35.633.683

37.614.637
39.705.716

42.575.124

45.651.896

112.070

IKt-Umsatz gesamt (in 1000 Euro) IKt-Beschäftigte gesamt (Anzahl)

Betrachtet man in dieser Branche die privaten Haushal-
te, stellt man fest, dass Hessen im Jahr 2014 hinsichtlich 
der Breitbandentwicklung im europäischen Vergleich 
nach den Niederlanden (96 %), Luxemburg (96 %) und  
Dänemark (93 %) mit im oberen Drittel steht.

Haushalte mit Internetzugang 2010 bis 2014 (in %)

2014 2013 20122012 2014

0 20 40 60 80 100

Bulgarien

EU-28

Deutschland

Hessen

Niederlande

1) Frankfurt Main Finance e. V.: Jahrbuch 2015: Wachstum für Alle. 03.2015
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Hessen und Europa
HESSEN

BAYERN

bisher
bei Meerholz

neu
Western-
grund

Räumlich gesehen liegt Hessen zentral in Europa. Der geo-
grafische Mittelpunkt der EU lag mit dem Beitritt von Bulga-
rien und Rumänien im Jahr 2007 über sechs Jahre lang bis 
zum 30. Juni 2013 im hessischen Gelnhausen-Meerholz.

Mit dem EU-Beitritt Kroatiens hat sich der EU-Mittelpunkt 
in den benachbarten bayrischen Landkreis Aschaffenburg 
verschoben. Im Hinblick auf die Größe Europas und die re-
lativ kleine innerdeutsche Mittelpunktverschiebung hat dies 
der hessischen Zentralität jedoch keinen Abbruch getan.
Im Laufe der Zeit haben sich immer mehr Länder für den 
Beitritt entschieden. Mit Kroatien zählt die EU heute 28 
Mitglieder (EU-28).

Im Mai 2013 ist die Vertretung des Landes Hessen bei der 
EU in das neue Mehr-Regionen-Haus im Herzen des Euro-
paviertels in Brüssel umgezogen. Mit dem neuen Haus führt 
Hessen das Konzept des „Europas der Regionen“ fort. Als 
bisher einziges deutsches Land bündelt Hessen in Brüs-
sel seine Kräfte mit seinen europäischen Partnerregionen: 
Das Mehr-Regionen-Haus vereint die Regionen Hessen 
(Deutschland), Aquitaine (Frankreich), Emilia-Romagna 
(Italien) und Wielkopolska (Polen) unter einem Dach. Kurze 
Wege und der persönliche Kontakt zu seinen Partnern sind 
die besten Voraussetzungen für eine gelungene Zusam-
menarbeit. Daher sind z. B. auch die Handwerkskammer 
Frankfurt-Rhein-Main, der Flughafenbetreiber Fraport oder 
die Metropolregion Frankfurt-Rhein-Main weitere Untermie-

ter im Mehr-Regionen-Haus. Neben dem Hessischen Land-
tag haben außerdem noch Räume im Mehr-Regionen-Haus 
angemietet: Merck KGaA, European Agency for Special 
Needs and Inclusive Education, das europäische Raum-
fahrtnetzwerk der Regionen NEREUS, Airport Regions Con-
ference, Goethe-Universität Frankfurt, Center for Financial 
Studies, Helaba und der Landesfeuerwehrverband Hessen.

 
Wussten Sie, dass die Partnerschaft Hessens mit Aquitaine, einer 
Region im Südwesten Frankreichs seit November 1995 besteht? 
Ebenso unterhält Hessen eine Partnerschaft mit Bursa (Türkei) 
seit dem 21. Oktober 2010.

Vertretung des Landes Hessen bei der EU
© Grafik: Hessisches Statistisches Landesamt
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Hessen in der Europaministerkonferenz

Ab dem 1. Juli 2015 nimmt Hessen den Vorsitz in der  
Europaministerkonferenz ein.

Die Europaministerkonferenz der deutschen Länder 
(EMK) koordiniert die Positionen der deutschen Länder in 
EU-Angelegenheiten. Seit ihrer Gründung 1992 tagt sie 
jährlich drei- bis viermal und hat sich als Fachministerkon-
ferenz konstituiert.

Mitglieder der EMK sind jeweils die in den Ländern für 
Europapolitik zuständigen Ministerien bzw. Minister,  
Senatorinnen bzw. Senatoren, Staatssekräterinnen bzw. 
Staatssekretäre und Staatsrätinnen bzw. Staatsräte. Zu-
dem werden regelmäßig der Länderbeobachter, fachspe-
zifische Vertreter der Bundesregierung und externe Refe-
renten eingeladen. Der jeweilige Vorsitz wechselt jährlich 
zum 1. Juli in alphabetischer Reihenfolge der Länder. 

Aufgabe der EMK ist die Formulierung und Abstimmung 
europapolitischer Positionen unter den Ländern mit dem 
Ziel einer besseren Durchsetzung ihrer Interessen gegen-

Infobox: Wie das Mehr-Regionen-Haus im Brüsseler Europa-
viertel zeigt, stellt sich Hessen europäisch auf. Dies ist auch 
notwendig, denn mittlerweile werden weit über die Hälfte 
der politischen Entscheidungen, die das tägliche Leben der 
Menschen in Hessen betreffen, in Brüssel gefällt. In den Euro-
päischen Institutionen in Straßburg, Luxemburg und Brüssel 
setzt sich die Vertretung des Landes Hessen bei der EU auch 
für hessische Interessen ein.

über der Bundesregierung und der Europäischen Kom-
mission. Es besteht eine enge Zusammenarbeit mit dem 
Bundesrat, der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder, 
den Fachministerkonferenzen der Länder und dem Aus-
schuss der Regionen. Die Beschlussfassung der EMK er-
folgt mehrheitlich, jedes Land verfügt über eine Stimme. 
Grundsätzlich streben die Mitglieder der EMK dabei Ein-
vernehmen an.

Die Beschlüsse sind oft grundlegend für entsprechende 
Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder 
bzw. des Bundesrates.

Die Sitzungen der EMK werden durch eine ständige Ar-
beitsgruppe vorbereitet, die bei Bedarf Expertenanhö-
rungen durchführt und themenbezogene Unterarbeits-
gruppen einsetzt. Letztlich ist die EMK das wichtigste 
Instrument zur europapolitischen Koordination der deut-
schen Länder außerhalb des Bundesrates.

 
Hessen unterhält seit dem  
29. Juli 1992 eine Regional- 
partnerschaft mit Emilia- 
Romagna (Region in Nord- 
italien) und seit dem  
7. Dezember 2000 mit  
Wielkopolska (eine der größten  
Regionen Polens).
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Start der Lissabon-Strategie zur Entwicklung eines wett-
bewerbsfähigen, dynamischen und wissensbasierten 
Wirtschaftsraums „Europa“ war das Treffen der Staats- 
und Regierungschefs im März 2000 in Lissabon. Aus-
gangslage für diesen Ansatz waren folgende Probleme 
und Herausforderungen:

� hohe Arbeitslosigkeit,

� demografischer Wandel,

� Finanzierbarkeit der Sozialsysteme,

�  der Übergang zu einer modernen Informations-  
und Wissensgesellschaft.

Unterstützt durch die EU sollten die nationalen Regie-
rungen mit eigenen Reformprogrammen Europa für das  

Lissabon-Strategie

Auftakt für einen Neustart der Lissabon-Strategie in 2005

21. Jahrhundert stärken und ambitionierte Ziele bis zum 
Jahr 2010 erreichen2).

Ein Zwischenbericht über die Umsetzung der Lissa-
bon-Strategie zeigte 2004 auf, dass die Europäische 
Union die bis dato festgelegten Ziele nicht erreicht 
hatte bzw. die noch ausstehenden Ziele nicht erfüllen 
würde. Zum einen waren die Wachstumsprognosen zu 
optimistisch, die 2000, auf dem Höhepunkt des New-
Economy-Booms, als Grundlage der Zielfestlegung der 
Strategie dienten. Zum anderen hatten aber auch viele 
EU-Mitgliedstaaten ihre Reform-Anstrengungen nicht 
energisch genug vorangetrieben.

Im Frühjahr 2005 beschlossen die Staats- und Regie-
rungschefs der EU, am Wachstumsziel der Lissabon-Stra-
tegie festzuhalten. Die Maßnahmen sollten aber auf eini-
ge wenige Teilziele begrenzt werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten ihre Reformanstrengungen zudem verstärken und 
der Kommission entsprechend jährlich Bericht erstatten.
Die Kernziele der veränderten Lissabon-Strategie waren:

�  Besondere Förderung von Investitionen in den Berei-
chen Forschung, Bildung und Innovation: Die Mitglied-
staaten setzten sich das Ziel, künftig 3 % ihres Bruttoin-
landsprodukts in diese Bereiche zu investieren.

�  Stärkere Flexibilisierung der Arbeitsmärkte: Die Sozial-
systeme sollen höhere Anreize für Beschäftigung bie-
ten.

�  Weitere Öffnung der Dienstleistungsmärkte in Europa: 
Dabei soll allerdings soziales Augenmaß gelten. Die 
Schutzbelange der Arbeitnehmer und Verbraucher 
sollen berücksichtigt werden.

2)  Vgl. Lachmann T.: Hessen in der Europäischen Union. Ein Vergleich mit 
den Mitgliedstaaten anhand der Strukturindikatoren der Lissaboner 
Strategie, Hessisches Statistisches Landesamt, 2007.
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Infobox: Verwechslungsgefahr

Die Lissabon-Strategie ist nicht zu verwechseln mit 
dem Vertrag von Lissabon. Durch diesen Vertrag wur-
de die Europäische Union institutionell reformiert. 
Das Ziel des Vertrages ist es, die EU demokratischer, 
transparenter und effizienter zu machen. Der Vertrag 
ist seit dem 1. Dezember 2009 in Kraft.

�  Entlastung der Unternehmen von Bürokratie: Die Mit-
gliedstaaten und die EU selbst sollen ihren Rechts-
bestand durchforsten und unnötige Vorschriften ab-
bauen bzw. verschlanken.

�  Wirtschaftswachstum und Umweltschutz sollen in Ein-
klang gebracht werden.

Insgesamt sollten die Ziele der Lissabon-Strategie unter 
Beachtung des europäischen Sozialmodells weiterentwi-
ckelt und auf eine Balance zwischen Wirtschaftswachstum 
und sozialem Ausgleich geachtet werden.

Europa 2020 ist die auf zehn Jahre angelegte Wachstums- 
und Beschäftigungsstrategie der Europäischen Union aus 
dem Jahr 2010. Es geht dabei um mehr als nur die Über-
windung der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2009 von 
der sich unsere Volkswirtschaften aktuell allmählich erho-
len. Es geht vor allem darum Mängel unseres Wachstums-
modells zu beheben und die Grundlagen für intelligen-
tes, nachhaltiges und integratives Wachstum zu schaffen.

Bis 2020 will die EU fünf Kernziele erreichen3), die sich auf 
folgende Bereiche beziehen:

�  Beschäftigung,

�  Forschung und Entwicklung,

�  Klimawandel und nachhaltige Energiewirtschaft

� Bildung,

� Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung.

Europa 2020

Dabei wurden die Erfahrungen der vorangegangenen 

Strategien berücksichtigt und ein Augenmerk auf die rea-

listische Erreichbarkeit der Ziele gelegt.

Die Strategie beinhaltet ferner sieben Leitinitiativen. Diese 

geben den Rahmen vor, in dem sich die EU und die Mitglied-

staaten gegenseitig in ihren Maßnahmen zur Unterstützung 

der Prioritäten der Strategie Europa 2020 verstärken.

Zu den Prioritäten zählen Innovation, digitale Wirtschaft, 

Beschäftigung, Jugend, Industriepolitik, Armutsbekämp-

fung und Ressourceneffizienz.

Die EU setzt auch an anderer Stelle an — etwa beim  

Binnenmarkt, beim Haushalt und im Bereich der EU-Au-

ßenbeziehungen —, um die Strategie zu verwirklichen.

Die Umsetzung und Überwachung der Strategie Europa 

2020 erfolgt im Rahmen des Europäischen Semesters 3)  Benennung der EU-Kernziele für das Jahr 2020 nach Eurostat.
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(jährlicher Zyklus der Koordinierung der Wirtschafts- und 
Haushaltspolitik der EU-Länder).

Im März 2014 hat die Kommission eine kritische Mit-
teilung mit dem Titel „Bestandsaufnahme der Strategie 
Europa 2020 für intelligentes, nachhaltiges und integra-
tives Wachstum“ veröffentlicht, in der sie nach vier Jah-
ren Bilanz zieht. Dabei zeigt sich z. B., dass trotz intensiver 
Bemühungen ein Anstieg der Arbeitslosigkeit und der 
Armut zu verzeichnen ist. Die fünf Kernziele werden im 
Folgenden näher betrachtet.

Neben den europäischen Zielen existieren auch nationale 
Ziele. Diese sind teils deckungsgleich mit den Bestrebun-
gen auf EU-Ebene. Jedoch gibt es teilweise auch modi-
fizierte oder komplett abweichende Zielformulierungen 
auf nationaler Ebene4).

Die Inhalte dieser Broschüre orientieren sich stark an den 
Kernzielen der Europa-2020-Strategie.

Infobox: Die in Nachfolge der Strategie von Lissabon entwi-
ckelte Europa-2020-Strategie wurde vom Europäischen Rat 
am 17. Juni 2010 angenommen und ist die gemeinschaft-
liche EU-Agenda für das aktuelle Jahrzehnt. Sie setzt den 
Schwerpunkt auf intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum zur Überwindung struktureller Schwachstellen der 
Europäischen Wirtschaft sowie zur Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit und Produktivität und bestärkt eine nachhaltige 
soziale Marktwirtschaft.

Die Hauptthemen der Strategie werden in Form von 5 Kernzie-
len auf EU-Niveau formuliert. Zusätzlich zu den Kernzielen hat 
die EU-Kommission 7 Leitinitiativen ins Leben gerufen, um den 
Fortschritt hinsichtlich der Europa-2020-Ziele zu fördern.

4)  Vgl. Lachmann T.: Indikatoren zur Strategie Europas 2020. Vergleich 
2014 zwischen Hessen und Deutschland, in: Staat und Wirtschaft in 
Hessen, 69.Jahrgang, Heft 10/11, Oktober/November 2014.



Beschäftigung

© Kurhan – fotolia.com
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Europa-2020 Ziele

–  75 % der Bevölkerung im Alter von 20 bis 64 Jahren 
sollen erwerbstätig sein.

–  Einbeziehung von Jugendlichen, Älteren, Geringquali-
fizierten und Migranten.

– Erwerbstätigenquote für 20- bis 64-Jährige bei 77 %
– Erwerbstätigenquote für 55- bis 64-Jährige bei 60 %
–  Erwerbstätigenquote für 20- bis 64-Jährige Frauen  

bei 73 %
  
Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 2013 (in %)

Zwischen 2005 und 2008 stieg in der EU die Erwerbstäti-
genquote der 20- bis 64-Jährigen an und erreichte 2008 
einen Spitzenwert von 70,3 %. Der Trend kehrte sich im 
Jahr 2009 um, als der europäische Arbeitsmarkt von der 
Wirtschaftskrise betroffen war: Die Erwerbstätigenquote 
sank auf 69 %. In den folgenden drei Jahren kam die Er-
werbstätigenquote in der EU-28 zum Stillstand und liegt 
auch noch 2013 bei etwas mehr als 68 %, ohne dass Fort-
schritte zur Erreichung des Europa-2020-Ziels von 75 %  
erzielt wurden.

Erwerbstätigenquote bei den 20- bis 64-Jährigen 2013 (in %)

Nationale Ziele: Deutschland

50,3 bis 64,9

64,9 bis 72,5

72,5 bis 82,8

Erwerbstätigenquote  
in Europa
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Generell betrachtet, kann für Deutschland und Hessen 
seit knapp 10 Jahren gleichermaßen von einem Zuwachs 
der Erwerbstätigenquote gesprochen werden.

Betrachtet man die Zahlen Hessens zur Erwerbstätigen-
quote im Jahr 2013, so ist zu erkennen, dass das aktuelle 
nationale Ziel von 77 % bereits um knapp 1 Prozentpunkt 
überschritten ist.

Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 2009 bis 2013 (in %)

Region 2009 2010 2011 2012 2013

EU-28 68,9 68,4 68,5 68,3 68,3
Deutschland 74,2 74,9 76,5 76,9 77,3
Hessen 78,0 75,5 77,1 77,2 77,7

Auch das Ziel, eine Erwerbstätigenquote für Ältere zwi-
schen 55 und 64 Jahren von 60 % zu erreichen konnte 
bereits erfüllt werden.

Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen 2009 bis 2013 (in %)

Region 2009 2010 2011 2012 2013

EU-28 45,9 46,2 47,3 48,7 50,1
Deutschland 56,1 57,7 60,0 61,6 63,6
Hessen 56,6 57,0 59,4 61,1 63,7

Lediglich das Ziel zur Erwerbstätigkeit von Frauen konnte 
noch nicht ganz erreicht werden. Hessen und  Deutsch-
land übertreffen allerdings den europäischen Mittelwert 
um 10 Prozentpunkte.

Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen 2009 bis 2013 (in %)

Region 2009 2010 2011 2012 2013

EU-28 62,2 62,0 62,2 62,3 62,5
Deutschland 68,7 69,6 71,3 71,6 72,5
Hessen 68,9 69,4 71,1 71,5 72,7

Erwerbstätigenquote in Hessen

 
Im Jahr 2013 erreichte die Zahl der in 
Hessen wohnenden Erwerbstätigen einen 
Höchststand. Wie viele Erwerbstätige 
wohnten 2013 in Hessen? 

a) 3,144 Mill. b) 3,444 Mill.  c) 3,744 Mill. 
 
 
 

(Veröffentlicht als Zahl des Tages am 25.2.2015 in der F.A.Z.)

a)  2013 hatten 3,144 Mill. Erwerbstätige ihren 
Wohnort in Hessen; das waren 3,3 % mehr als 
2010 und 6,8 % mehr als 2005.
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Die von der „Zahl des Tages“ positiv belegte Veränderung 
von 2011 bis 2013 begann bereits im Jahr 2006. So ergab 
sich in diesen 9 Jahren bei der Zahl der Erwerbstätigen 
ein Plus von 8,1 % im Vergleich zum Jahr 2005.

Erwerbstätigenquote am Arbeitsort 2005 bis 2014 
(Veränderung gegenüber dem jeweiligen Vorjahr in %)

Infobox: Die Erwerbstätigenquote wird berechnet, indem die Zahl 
der erwerbstätigen Personen im Alter zwischen  
20 und 64 Jahren durch die Gesamtbevölkerung  
derselben Altersgruppe dividiert wird. Der Indikator beruht auf 
der EU-Arbeitskräfteerhebung. In der Erhebung wird die gesam-
te in privaten Haushalten lebende Bevölkerung erfasst. Keine 
Berücksichtigung finden Personen, die in  
Anstaltshaushalten (Pensionen, Wohnheime, Krankenhäuser 
usw.) leben. Zur erwerbstätigen Bevölkerung zählen alle Perso-
nen, die in der Berichtswoche mindestens  
eine Stunde lang gegen Entgelt oder zur Erzielung eines Gewinns 
arbeiteten oder nicht arbeiteten, aber einen  
Arbeitsplatz hatten, von dem sie vorübergehend abwesend waren.

Hessen Deutschland
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–  3 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) sollen für For-
schung und Entwicklung aufgewendet werden

–  entspricht dem Europa-2020-Ziel: 3 % des BIP sollen 
für Forschung und Entwicklung aufgewendet werden

Europa steht vor ständig neuen Herausforderungen im 
Hinblick auf wirtschaftliche, soziale und ökologische Fra-
gen. Die Erarbeitung von zukunftsfähigen und nachhalti-
gen Lösungen erfordert einen ausreichenden Einsatz für 
„Forschung und Entwicklung“ (FuE).

Europa-2020 Ziel

Nationales Ziel: Deutschland

Infobox: Der vorliegende Indikator GERD (Gross 
domestic expenditure on R&D) wird als Prozentan-
teil des BIP angegeben. „Forschung und Entwick-
lung (FuE) beinhalten eine kreative Tätigkeit auf 
einer systematischen Basis, mit dem Ziel, neue 
Kenntnisse — einschl. Menschen-, Landes- und 
Gesellschaftskunde — zu gewinnen, sowie den 
Kenntnisbestand für neue Anwendungen zu nut-
zen“ (Frascati Manual, 2002 edition, § 63).

Ausgaben für Forschung und Entwicklung Anteil am  
Bruttoinlandprodukt 2010 bis 2012 (in %)

2010 2011 2012

1,93 1,97 2,01
2,72 2,8 2,88

3,11 3,03 3,11

Hessen Deutschland EU-28

Ohne die Daten zum Bruttoinlandsprodukt würde im 
Rahmen der EU-Richtlinien eine Grundlage für die 
Abgrenzung der Fördergebiete im Rahmen der EU- 
Regionalförderung fehlen. Die Verwendung der 
EU-Strukturfonds würde durch die Bildung ständig 
wechselnder Koalitionen zu Spannungen führen.

Das nationale Ziel, 3 % des BIP für FuE aufzuwenden, ist 
für Hessen bereits seit einigen Jahren erfüllt. Es liegt da-
mit weit über dem europäischen Durchschnitt und 0,2 
Prozentpunkte über Deutschland.
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Exkurs: Hessen – Spitzen- 
standort für Innovation,  
Forschung und Entwicklung

Exzellente Forschung für 
Hessens Zukunft

Das Forschungszentrum SAFE

Unter den TOP 10 der innovationsstärksten Regionen Eu-
ropas findet sich auch Hessen wieder. Dies wird nachhaltig 
durch einen überdurchschnittlichen Ausgabenanteil für 
Forschung und Entwicklung (3,1 % des BIP Hessen) ge-
stärkt. Davon fällt ein hoher Anteil auf den Unternehmens-
sektor, denn 80 % der F&F-Ausgaben werden von Unter-
nehmen getätigt (in Deutschland: 68 %, EU-28: circa 60 %).

In Hessen existieren landesweit über 80 Forschungsinstitute 
und Hochschulen. Damit gibt es im Vergleich zu Deutsch-
land (5,3 je Mill. Einwohner) überdurchschnittlich viele 
Hochschulen in Hessen (5,8 Hochschulen je Mill. Einwoh-
ner).

Der hohe Anteil an internationalen Studierenden und 
Wissenschaftlern (vgl. Kapitel „Bildung“ - Exkurs: Mobili-
tät europäischer Studierenden) belegt die internationale 
Ausrichtung der exzellenten sowie innovationsstarken 
Hochschul- und Wissenschaftslandschaft.

Die Landes-Offensive zur Entwicklung Wissenschaftlich- 
ökonomischer Exzellenz – kurz: LOEWE – ist der Titel des 
Forschungsförderungsprogramms, mit dem das Land Hes-
sen wissenschaftspolitische Impulse setzt und damit die 

hessische Forschungslandschaft nachhaltig stärken will. 
Im Zeitraum 2008 bis 2014 wurden für die Landesexzel-
lenzinitiative insgesamt 520 Mill. Euro zur Verfügung ge-
stellt. Auch in der laufenden Legislaturperiode ist das For-
schungsprogramm LOEWE ein zentrales Instrument der 
hessischen Forschungspolitik. Rund 436 Mill. Euro haben 
die LOEWE-Zentren und -Schwerpunkte bisher an zusätz-
lichen Drittmitteln für ihre Forschung eingeworben. Diese 
Mittel werden bis 2020 nach Hessen fließen.

Beispiel für ein LOEWE-Zentrum ist das Forschungszen-
trum „Sustainable Architecture for Finance in Europe“ 
(SAFE), welches sich der Forschung und Politikberatung 
zum Thema „Finanzen“ widmet. Das Forschungszentrum 
SAFE im House of Finance der Goethe-Universität Frank-
furt erforscht die Anforderungen an einen optimalen Ord-
nungsrahmen für die Finanzmärkte und ihre Akteure.

Zudem greift das Forschungszentrum mit seinem SAFE 
Data Center nicht nur auf die üblichen internationalen  
Datenquellen zurück, sondern erhebt auch neue euro- 
päische Daten, führt vorhandene Datensätze zusammen 
und bereitet sie auf. Ziel ist es, die fünf zentralen For-
schungsbereiche von SAFE auf eine gemeinsame euro-
päische Datenbasis zu stellen. In enger Zusammenarbeit 
mit dem Hessischen Statistischen Landesamt und dem 
Statistischen Bundesamt, können Wissenschaftler an der 
Goethe-Universität auch mit anonymisierten Mikrodaten 
der deutschen Statistikämter forschen.



Klimawandel und nachhaltige Energiewirtschaft

© Visions-AD – fotolia.com



Hessen in Europa 21

–  Verringerung der Treibhausgasemissionen um 20 % 
gegenüber 1990

– Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien auf 20 %
– Steigerung der Energieeffizienz um 20 %

–  Verringerung der Treibhausgasemissionen um 14 % 
gegenüber 2005,

–  Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien auf 18 %,
–  Steigerung der Energieeffizienz um 38,3 Mill. t 

Rohöleinheiten (RÖE).

Europa-2020 Ziele

Nationale Ziele: Deutschland

Infobox: Anteil erneuerbarer Energien am Brutto- 
endenergieverbrauch.

Dieser Indikator wird auf der Grundlage der unter die 
Energiestatistik Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 fallenden 
einschlägigen Statistiken berechnet. Die berichtenden 
Mitgliedstaaten geben weitere Informationen über erneu-
erbare Energiequellen, die nicht unter die Verordnung 
fallen. Dieser Indikator kann als eine Schätzung des in der 
Richtlinie 2009/28/EG beschriebenen Indikators angesehen 
werden, da in manchen Mitgliedstaaten das statistische 
System noch nicht so ausgereift ist, dass es allen Anforde-
rungen dieser Richtlinie genügt.

Erneuerbare Energien

Seit 2005 hat sich der Anteil erneuerbarer Energien in 
Hessen auf 8,3 % im Jahr 2012 knapp verdoppelt.

Anteil erneuerbarer Energieträger am Bruttoendenergieverbrauch 
2005 bis 2012 (in %)

Die Erzeugung erneuerbarer Energie (EE) hängt stark 
von nationalen Gegebenheiten ab. So beruhte in Malta, 
Zypern (jeweils 100 %) und Lettland (99,8 %) die Ener-
gieerzeugung vollständig auf EE, da hier konventionelle 
Energieressourcen wie Kohle, Erdöl oder Erdgas nicht in 
ausreichendem Maß vorhanden sind. Hohe EE-Anteile 
verzeichneten auch Portugal (94,8 %), Litauen (90,8 %) und 
Österreich (75,3 %). Neben Biomasse spielte in diesen drei 
Ländern auch die Wasserkraft eine wichtige Rolle.

Blickt man auf den Verbrauch, so lag der EE-Anteil beim 
Bruttoendenergieverbrauch in der Europäischen Union 
2012 bei 14,3 %. Deutschland erreichte 12,1 % und hat 
seinen Anteil damit seit 2004 mehr als verdoppelt.
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Bis 2020 soll in Deutschland ein Anteil von 18 % erreicht 
werden. Schweden (51 %) deckte 2012 bereits mehr als 
die Hälfte, Lettland (35,8 %) und Finnland (34,3 %) deck-
ten mehr als ein Drittel ihres Bruttoendenergieverbrauchs 
aus EE ab.  

Der Anteil der Elektrizitätserzeugung aus erneuerba-
ren Energien am Bruttostromverbrauch erreichte 2012 
im EU-Durchschnitt 23,5 %. Deutschland lag mit 23,6 % 
knapp oberhalb dieses Wertes und damit noch unter 
dem bis 2020 angestrebten politischen Ziel von 35,0 %. 
EU-Spitzenreiter waren Österreich (65,5 %) und Schwe-
den (60,0 %). 

 
Der Müll der hessischen Haushalte  
wird unter Rücksichtnahme auf  
Belange der Umwelt entsorgt. Wie hoch war im 
Jahr 2013 der Recycling-Anteil der Abfälle?  
a) 23 % b) 33 % c) 43 % 
 
 
 

 

Veröffentlicht als Zahl des Tages am 9.1.2015 in der F.A.Z.)

c)   Von den 2,84 Mill. t Siedlungsabfällen wurden 43 % unmittel-
bar stofflich verwertet, d. h. sie wurden kompostiert (Bioabfäl-
le) oder einem Recycling-Verfahren zugeführt (insbesondere 
Wertstoffe).

CO2-Emissionen

Im Jahr 2012 wurden in Hessen energiebedingt — ohne 
Berücksichtigung des internationalen Luftverkehrs — ins-
gesamt 36,7 Mill. t CO2 emittiert. Gegenüber 2011 stieg 
der CO2-Ausstoß um 0,2 Mill. t (+ 0,6 %). Diese geringfü-
gige Zunahme geht vor allem auf die sehr milde Witte-
rung im Vorjahr und den wieder leicht gestiegenen Wär-
mebedarf zurück.

Entwicklung der energiebedingten CO2-Emissionen in Hessen und in 
Deutschland 1990 bis 2012 (1990 = 100)

Seit 1990 verlief die Entwicklung der hessischen CO2-Emis-
sionen aus den stationären und mobilen Verbrennungs-
prozessen in zwei Phasen. So wuchsen die energiebe-
dingten CO2-Emissionen in den ersten sechs Jahren des 
Betrachtungszeitraums beträchtlich an. Im Jahr 1996 er-
reichten die Gesamtemissionen in Hessen mit 49,9 Mill. t 
ihren absoluten Höchstwert. Seitdem kam es, wenn auch 
bei einigen Schwankungen, zu einer deutlichen Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes. Im Vergleich zu 1996 sanken die 
CO2-Emissionen in Hessen im Jahr 2012 um 13,2 Mill. t 
 oder 26 %.

© pico – fotolia.com
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Die Differenz gegenüber 1990 betrug rund 5,6 Mill. t CO2, 
was einer Reduzierung um 13 % entsprach. Beginnend mit 
2005 wurde das Niveau von 1990 dauerhaft unterschritten. 
Die CO2-Emissionen liegen nun schon zum achten Mal in 
Folge unter dem Wert des Basisjahres 1990.

In Deutschland erreichten die energiebedingten CO2- 
Emissionen im Jahr 2012 einen Wert von 769,3 Mill. t. Der 
Anstieg gegenüber 2011 fiel mit 0,8 % geringfügig höher 
aus als in Hessen.

Im Vergleich zum Basisjahr 1990 verringerten sich die 
CO2-Emissionen für Deutschland um insgesamt 22 %. Da-
bei wurde der größte Teil der Gesamtminderung in der 
ersten Hälfte der Neunzigerjahre erreicht. So waren die 
CO2-Emissionen in Deutschland schon im Jahr 1995 um 
11 % geringer als 1990. Hauptgrund war die überdurch-
schnittliche Verminderung der Emissionen in den neuen 
Bundesländern, die vor allem dem dortigen Strukturwan-
del geschuldet war. In den alten Bundesländern hatten sie 
sich im gleichen Zeitraum sogar etwas erhöht5).

Der Nationale Aktionsplan für erneuerbare Energie er-
fordert von den Mitgliedsländern zwei Szenarien für den 
erwarteten Bruttoendenergieverbrauch bis 2020 in den 
Sektoren „Elektrizität“, „Wärme“ und „Kälte“ sowie „Ver-
kehr“ zu entwickeln.

Nationaler Aktionsplan

Während unter „Referenzszenario“ ein Szenario zu ent-
werfen ist, das nur Energieeffizienz- und Energieeinspar-
maßnahmen berücksichtigt, die vor 2009 ergriffen wur-
den, ist in einem zweiten Szenario darzulegen, welchen 
Bruttoendenergieverbrauch Deutschland erwartet, wenn 
zusätzliche Energieeffizienz- und Energieeinsparmaßnah-
men ergriffen werden, die über den Status Quo von 2009 
hinausgehen. 

Die beiden Szenarien zur Entwicklung des Energiever-
brauchs und des Beitrags erneuerbarer Energien zur 
Energieversorgung können nicht als Vorhersage der Ent-
wicklung in Deutschland bis 2020 verstanden werden. 
Unvermeidliche Unsicherheiten der ökonomischen, de-
mografischen, technologischen, politischen und gesell-
schaftlichen Grundannahmen der Szenarien lassen es 
unwahrscheinlich erscheinen, dass das Energiesystem ex-
akt den in den Szenarien beschriebenen Verlauf nehmen 
wird. 

5)  Quellen: Hessisches Statistisches Landesamt; DIW; Umweltbundesamt; 
Berechnungen des Hessischen Statistischen Landesamtes.

Ohne die Ergebnisse der Erhebungen über Luftverunrei-
nigungen sowie über die Verwendung von Ozonschicht 
schädigenden und klimawirksamen Stoffen ließen sich 
die Reduzierungen bei Luftschadstoffen und Klimaga-
sen im Rahmen internationaler Vereinbarungen  
(z. B. Kyoto-Protokoll) nicht nachweisen. Es kämen in der 
Folge beachtliche Säumniskosten auf die Bundesrepu-
blik zu.



Hessen in Europa24

Infobox: Verringerung der Treibhausgasemissionen 
Dieser Indikator zeigt die Trends bei den anthropogenen 
Emissionen der Treibhausgase laut Kyoto-Protokoll. Die 
jährlichen Gesamtemissionen werden im Vergleich zu den 
Emissionen im Jahr 1990 dargestellt. Im Kyoto-Protokoll 
werden die folgenden Treibhausgase erfasst: Kohlendi-
oxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O) und die 
sogenannten F-Gase (Fluorkohlenwasserstoffe, Perfluor-
kohlen-wasserstoffe und Schwefelhexafluorid (SF6). Diese 
Treibhausgase werden anhand ihres jeweiligen Treib-
hauspotenzials gewichtet und zu einer Einheit aggregiert. 
Diese aggregierten Treibhausgasemissionen werden als 
Einheiten in CO2-Äquivalenten ausgedrückt. Der Indikator 
gibt keinerlei Aufschluss über die Emissionen und deren 
Senkung im Zusammenhang mit Flächennutzung, geän-
derter Flächennutzung und Forstwirtschaft, ebenso wenig 
wie über Emissionen des internationalen Seeverkehrs. 
Die Emissionen des internationalen Luftverkehrs sind 
jedoch mit einbegriffen. Gemäß den aus dem Rahmen-
übereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen resultierenden Berichterstattungsleitlinien 
sind die CO2-Emissionen aus Biomasse mit energetischer 
Verwertung zwar zu melden, sie werden jedoch nicht in 
die nationalen Treibhausgasgesamtmengen einbezogen. 
Da Kohlendioxid (CO2) den Löwenanteil (etwa 90 %) der 
Treibhausgase ausmacht, wurde dieser Wert für Hessen 
und Deutschland herangezogen.

Infobox:
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Bildung
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–  Der Anteil der frühzeitigen Schul- und Ausbildungs-
abgänger (18- bis 24-Jährige) soll auf 10 % abgesenkt 
werden.

–  Der Anteil der 30- bis 34-Jährigen, die ein Hochschul-
studium abgeschlossen haben oder über einen gleich-
wertigen Abschluss verfügen, soll auf mindestens 40 % 
erhöht werden.

–  Der Anteil der frühzeitigen Schul- und Ausbildungsab-
gänger (18- bis 24-Jährige) soll auf unter 10 % abge-
senkt werden.

–  Der Anteil der 30- bis 34-Jährigen, die ein Hochschul-
studium abgeschlossen haben oder über einen gleich-
wertigen Abschluss verfügen, soll auf mindestens 42 % 
erhöht werden.

Hessen schneidet bei diesem europäischen Ziel sehr gut 
ab. Der Vergleich mit dem bundesdeutschen und dem 
EU-28-Durchschnitt zeigt, dass Hessen bereits über dem 
gesamtdeutschen Wert liegt. Die 40 %-Marke ist zwar im-
mer noch nicht in greifbarer Nähe, jedoch zeichnet sich 
eine Tendenz in diese Richtung ab.

Europa-2020 Ziele

Nationale Ziele: Deutschland

Bildungsabschluss

Bildungsabschluss der 30- bis 34-Jährigen im Tertiärbereich 2006 
bis 2013 (in %)

Infobox: Der Indikator ist definiert als der Prozentsatz der 
30- bis 34-jährigen Bevölkerung mit abgeschlossenem 
Universitäts- oder Hochschulstudium (Tertiärbereich). 
Dieser Bildungsstand bezieht sich auf die ISCED (Internati-
onale Standard-Klassifikation des Bildungswesens).  
Der Indikator wird anhand von Daten der EU-Arbeitskräf-
teerhebung berechnet.

 
Wussten Sie, dass ohne die Schülervorausberech-
nungen, die auf Basis der amtlichen Schulstatistik 
erfolgen, eine wichtige Grundlage für eine mittel- 
und längerfristige Planung bei der Einstellung von 
Lehrkräften fehlen würde?
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Anteil1) der frühzeitigen Schul- und Ausbildungsabgänger unter den 
18- bis 24-Jährigen 2005 bis 2013 (in %)

Beim Anteil der frühzeitigen Schul- und Ausbildungsab-
gänger (18- bis 24-Jährige) erreichte Deutschland  2013 
erstmals einen Wert von unter 10 %. Hessen liegt im Ver-
gleich hierzu auf einem ähnlichem Niveau. 

1) An der Bevölkerung derselben Altersgruppe.

Infobox: Der Indikator ist definiert als der Prozentsatz 
der 18- bis 24-jährigen Bevölkerung, die höchstens einen 
Bildungsabschluss im Sekundarbereich I haben und die in 
den vier Wochen vor der Erhebung an keinem allgemeinen 
oder beruflichen Bildungsgang teilgenommen haben. 
„Höchstens ein Abschluss im Sekundarbereich I“ bezieht 
sich auf die ISCED (Internationale Standard-Klassifikation 
des Bildungswesens) und umfasst Schulstufen mittlerer 
Bildung. In Deutschland sind dies vor allem die Haupt- und 
Realschulen. Der Indikator wird ebenso anhand von Daten 
der EU-Arbeitskräfteerhebung berechnet.
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Studierenden, die Auslandserfahrungen sammeln möch-
ten, stehen mittlerweile zahlreiche Möglichkeiten zur Aus-
wahl: Eines der bekanntesten Bildungsförderprogramme 
für Auslandsaufenthalte ist das Erasmus-Programm, wo-
mit seit 1987 rund 3,3 Mill. Studierende europaweit ge-
fördert wurden. Insgesamt stieg die Zahl der deutschen 
Erasmus-Studierenden, die ein Auslandsstudium absol-
vierten, von 660 im Hochschuljahr 1987/88 auf 30 000 im 
Hochschuljahr 2013/14 an. Über 2000 davon waren Stu-
dierende an hessischen Hochschulen. Die drei favorisier-
ten Länderziele der deutschen Studierenden im Ausland 
waren Spanien, Frankreich und Großbritannien6).

Exkurs: Mobilität europäischer Studierenden

Eine zukunftsorientierte nationale Bildungspolitik muss 
auch europäische und internationale Entwicklungen mit-
einbeziehen und sich insbesondere um eine Vergleich-
barkeit von Qualifikationen im europäischen Bildungs-
raum bemühen. Denn eine erhöhte Transparenz des 
Bildungssystems erleichtert die internationale Zusam-
menarbeit von Hochschulen. Ein erster wegweisender 
Schritt in diese Richtung wurde mit der Bologna-Erklä-
rung getätigt, mit der der Grundstein für einen europäi-
schen Hochschulraum gelegt wurde. Diese europäische 
Studienreform führte zu weitreichenden Veränderungen 
in den nationalen Hochschulsystemen und fördert insbe-
sondere die Mobilität von Studierenden stark. Der Bolog-
na-Prozess leistet damit einen wesentlichen Beitrag zum 
europaweiten Wissensaustausch und damit zur Weiter-
entwicklung des europäischen Hochschulsystems, zur 
Qualifizierung von Fachkräften sowie zur Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses.  

6)  Quellen: Erasmus+ Jahresbericht 2014 und Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung

Infobox: Bildung ist ein wertvolles Kapital in der heutigen 
Wissensgesellschaft und Grundvoraussetzung gesellschaft-
licher Teilhabe. Eines der wichtigsten Bildungsziele ist es 
daher, die Zahl der Jugendlichen ohne Schulabschluss 
weiter zu verringern und gleichzeitig Bildungsabschlüsse 
im Tertiärbereich zu fördern. Denn nach wie vor gilt: Je 
höher der Schulabschluss einer Person, desto geringer ist 
ihr Armutsrisiko. Bildung beinhaltet somit nicht nur einen 
individuellen Entwicklungsprozess einer Person, sondern 
ist der Schlüssel für soziale Integration.

Studierendenmobilität in den Hochschuljahren 1987/88 bis 2013/14 
(Auslandsstudium)
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Bekämpfung von Armut  
und sozialer Ausgrenzung

©
 R

o
b

er
t K

ne
sc

hk
e 

– 
fo

to
lia

.c
o

m



Hessen in Europa30

–  Die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung be-
troffenen oder bedrohten Menschen soll um mindes-
tens 20 Mill. gesenkt werden.

–  Die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung be-
troffenen oder bedrohten Menschen soll um mindes-
tens 330 000 gesenkt werden.

Mit der Strategie Europa 2020 sollen die soziale Einglie-
derung gefördert und, insbesondere durch Armutsbe-
kämpfung, mindestens 20 Mill. Menschen vom Armuts- 
und Ausgrenzungsrisiko befreit werden.

Europa-2020 Ziel

Nationales Ziel: Deutschland

Spätestens seit dem Europäischen Jahr 2010 zur Bekämp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung steht dieses 
Thema stärker im politischen Fokus.

Soziale Integration wird auch in Hessen groß geschrie-
ben. Dennoch ist das Ziel für alle 
EU-Länder sehr ambitioniert. Bei 
der Quote der von Armut be-
drohten Personen kann praktisch 
noch von keinem Rückgang ge-
sprochen werden. Länder, die 
bereits erste Fortschritte in den 
vergangenen Jahren zeigten, 
konnten den Rückgang meist 
nicht dauerhaft aufrechterhalten. 
Allerdings können in Deutschland Fortschritte bei der 
Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit verzeichnet 
werden: Zwischen 2008 und 2012 konnte die Langzeit-
arbeitslosigkeit um 40,5 % gesenkt werden7):  Langzeitar-
beitslosigkeit gilt als ein maßgeblicher Faktor, der Armut 
auslöst, und steht in Deutschland im Rahmen der Armuts-
bekämpfung deshalb besonders im Fokus.

Quote der von Armut bedrohten Personen 2010 bis 2013 (in %)

Infobox: Dieser Indikator entspricht der Summe der Perso-
nen, die armutsgefährdet sind, unter materieller Deprivati-
on (Zusammenfassung von Indikatoren zu wirtschaftlicher 
Belastung und Gebrauchsgütern) leiden oder in Haushalten 
mit sehr niedriger Erwerbstätigkeit leben. Alle Personen 
werden nur einmal gezählt. Als von Armut bedroht gelten 
Personen mit einem verfügbaren Äquivalenzeinkommen 
unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle, die bei 60 % 
des nationalen verfügbaren medianen Äquivalenzeinkom-
mens (nach Sozialtransfers) liegt. 

© Europäische Union, 1995-2015

2010 2011 2012 2013
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Hessen Deutschland EU-28

7)  Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Nationales  
Reformprogramm 2015
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Im internationalen Vergleich liegt Hessen vor Frankreich 
auf Platz sechs, wohingegen Deutschland deutlich weiter 
im Mittelfeld zu finden ist.

Bulgarien, Rumänien und Griechenland sind 2010 bis 
2013 nicht unter die 20 Prozentpunktmarke gerutscht und 
erhöhen damit spürbar den internationalen Durchschnitt 
der Quote der von Armut bedrohten Personen in Europa.

Was geschähe ohne amtliche Daten zum Sozialwesen?

Ohne die Asylbewerberstatistik und die Statistik zur 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
stünden keine Strukturdaten über die Empfänger dieser 
staatlichen Sozialleistungen zur Verfügung. Diese 
werden jedoch benötigt, um die Gesetzesgrundlagen 
situationsgerecht weiterzuentwickeln und diese im 
Zusammenhang mit anderen Sicherungssystemen zu 
bewerten. Außerdem würden umfassende und zuverläs-
sige Daten über die sozialen und finanziellen Auswir-
kungen dieser Sozialgesetze als Plandaten für Bund, 
Länder und Gemeinden fehlen.

 
Wie hoch war im Jahr 2013 in Hessen der Anteil 
der Familien, die Hilfen zur Erziehung oder Ein-
gliederungshilfen bekamen und Transferleistun-
gen bezogen? 

a) 25 % b) 37 % c) 53 % 
 
 

 

 

Vöffentlicht als Zahl des Tages am 22.1.2015 in der F.A.Z.)

b)  Transferleistungen bezogen 37 % der Familien, die eine Hilfe 
zur Erziehung oder Eingliederungshilfe bekamen. Bei den 
Familien der Alleinerziehenden war mehr als jede zweite auf 
Transferleistungen angewiesen.

© VRD – fotolia.com
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Hessens EU-Projekte

EU genehmigt Plan für den ländlichen Raum; 319 Mill. 
Euro fließen nach Hessen

Die Europäische Kommission hat den Entwicklungsplan 
für den ländlichen Raum des Landes Hessen 2014 bis 
2020 (EPLR Hessen) abschließend genehmigt. Von eu-
ropaweit 118 Programmentwürfen gehört der hessische 
Entwicklungsplan mit zu den ersten, die die Genehmi-
gung der Kommission erhalten haben. Der neue Entwick-
lungsplan ist ein wichtiger Bestandteil der hessischen För-
derpolitik für die Land- und Forstwirtschaft, die ländlichen 
Räume und die Bewahrung der natürlichen Vielfalt. Er 
verfolgt die drei Hauptziele „Erhaltung und Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Agrar-, Forst- und Ernäh-
rungswirtschaft“, „Verbesserung der Umweltsituation in 
Teilräumen mit Problemlagen“ sowie „Verringerung der 
regionalen Unterschiede ländlicher Gebiete“.

Hessen wird durch  
EU-Mittel gefördert

Neben der Förderung im Agrarbereich gibt es eine Viel-
zahl weiterer Förderprogramme die beispielswei-se Bil-
dung, Forschung oder Kultur betreffen. Ebenso existiert 
der Europäische Fonds für regionale Entwick-lung (EFRE) 
und der Europäische Sozialfonds (ESF). 

Das Landesprogramm zur operationellen Umsetzung des 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
wurde von der EU-Kommission im Dezember 2014 ge-
nehmigt. Das Programm versteht sich als Beitrag zu einer 
regionalen Wachstumspolitik und unterstützt die Euro-
pa-2020-Strategie zur Förderung eines intelligenten, 
nachhaltigen und integrativen Wachstums. Bis 2020 för-
dert die EU die regionale Entwicklung mit circa 241 Mill. 
Euro an EU-Mitteln. 

Der Europäische Sozialfonds (ESF) konzentriert sich auf 
die Verbesserung der Beschäftigungs- und Bildungs-
chancen in der Europäischen Union. Auch beim Europä-
ischen Sozialfonds werden europäische Ziele und Strate-
gien festgelegt. Die konkrete Auswahl und Abwicklung 
der ESF-Projekte erfolgt direkt vor Ort. In Deutschland 
sind die jeweiligen Landesregierungen dafür zuständig. 

Hessen stehen für die Förderperiode 2014 – 2020 insge-
samt rund 172 Mill. Euro aus dem Europäischen Sozial-
fonds (ESF) zur Verfügung.

 
Ist Ihnen bewusst, dass der Bundes-

ligist Eintracht Frankfurt im deut-
schen „Fußball-Oberhaus“ jetzt auch einen Fanclub 
in der EU-Hauptstadt Brüssel besitzt? 

© Smileus – fotolia.com
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© EESI 2020 / Berliner Energieagentur

European Energy Service Award

Energie und Klima sind weltweit wichtige Themenkom-
plexe und bestimmen stetig die Schlagzeilen. Hessen hat 
sich zu diesem Thema Ende 2014 bei der Verleihung des 
European Energy Service Awards verdient gemacht, der 
erstmals in der Vertretung des Landes Hessen bei der EU 
verliehen wurde.

Der von der EU unterstützte Award wird seit 2006 für 
besonderes Engagement für Klimaschutz und Energieef-
fizienz verliehen. Der Jury des European Energy Service 
Award (EESA) 2014 gehörten Vertreter der EU-Kommissi-
on, der Europäischen Investitionsbank, der Europäischen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung sowie der Euro-
päischen Föderation der Europäischen Energie- und Um-
weltagenturen an.

Der amtierende Vizepräsident der Kommission und 
EU-Kommissar für Energie, Günther H. Oettinger, hielt 
die Festrede. Geehrt wurden insgesamt sechs Projekte 

aus Deutschland, Italien, Österreich, Spanien und Tsche-
chien. In der Kategorie „Best European Energy Service 
Promoter“ gewann das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung die be-
gehrte Auszeichnung. Mit seinem Leitfaden zum Energie-
spar-Contracting (ESC) in öffentlichen Liegenschaften hat 
das Ministerium in Hessen Standards gesetzt.

In Hessen konnten durch ESC seit 2001 vier Mill. Euro Kos-
teneinsparungen und jährliche CO2-Einsparungen von 
15.000 Tonnen erreicht werden.

Infobox: Ein Energie- und umweltpolitischer Gedanken-
austausch fand Ende 2013 in der Vertretung des Landes 
Hessen bei der EU statt.

Die Themen auf der Tagesordnung beim Treffen der 
Mitglieder der Umweltministerkonferenz in der Vertretung 
des Landes Hessen bei der EU  waren vielseitig. Die Luft-
qualitätspolitik der EU, die klima- und energiepolitische 
Strategie der Kommission bis 2030 und die Zulässigkeit 
von Beihilfen im Bereich Umwelt und Energie wurden be-
sonders fokussiert. Im Gespräch mit Generaldirektor Karl 
Friedrich Falkenberg von der Generaldirektion Umwelt der 
Europäischen Kommission wurden Schadstoffobergrenzen 
für deutsche Ballungsräume thematisiert. Zudem wurde 
Einblick in das für Ende Januar 2014 angekündigte Paket 
zur Klima- und Energiepolitik bis 2030 gewährt.
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Gießen

Dietzenbach

Darmstadt

Erbach

Europäischer Weitblick 
in Hessen

Besonders wichtig wird es zukünftig sein, die europäi-
schen Belange auf nationaler Ebene zu verfolgen und 
vorzubereiten.

Dass Hessen hierbei bereits gut aufgestellt ist, zeigen die 
vielfältigen nationalen und internationalen Verflechtun-
gen, die auch bisweilen über die europäischen Grenzen 
hinausgehen.  

Auch von der mit erweiterten Kompetenzen ausge-
statteten Europapolitik werden inzwischen frühere 
Länderaufgaben wahrgenommen. Allerdings können 
die deutschen Länder nur dann zu Gewinnern der eu-
ropäischen Integration werden, wenn sie sich nicht 
nur in formalen Mitentscheidungsprozessen engagie-
ren, sondern ebenso ihre Chancen in der informel-
len Mitwirkung an der EU-Politik wahrnehmen.  

Die Mitwirkung eines Landes fängt an der Basis an. Jede 
Bürgerin und jeder Bürger können sich hierbei einbrin-
gen, informieren und Wissen transferieren. In Hessen 
existieren mehrere Netzwerke und Einrichtungen, die ge-
nau dieses Bedürfnis abdecken.

 
Wussten Sie, dass Hessen seit dem 20. September 
1976 eine internationale Regionalpartnerschaft mit 
dem Bundesstaat Wisconsin (USA) hat? 
Seit dem 16. Oktober 1991 besteht außerdem eine 
Partnerschaft mit der russischen Region Jaroslawl 
(Oblast) die am 27. September 1999 erneuert wurde.

EUROPE DIRECT

Informationsnetzwerke sind die Schnittstelle zwischen 
Bürgern und der EU auf lokaler Ebene. Sie haben die Auf-
gabe, den Bürgern vor Ort Informationen, Rat, Hilfe und 
Antworten auf Fragen über die Europäische Union zu ge-
ben. Sie sollen zudem die lokale und regionale Debatte 
über die Europäische Union und ihre Maßnahmen för-
dern und es den Europäischen Organen ermöglichen, In-
formationen gezielter zu verbreiten. Schließlich bieten sie 
der Öffentlichkeit auch die Gelegenheit, den Institutionen 
der EU ein Feedback zu geben. Die Euro-
päische Bürgerinitiative (EBI) ist das 
Instrument, mit dem die Bürge-
rinnen und Bürger der EU 
selbst initiativ werden kön-
nen. Sie können der Europä-
ischen Kommission 
Themen vorschlagen, die 
Gegenstand einer 
Europäischen 
Verordnung oder 
Richtlinie werden 
sollen.

Europe-direct- 
Vertretungen  
in Hessen
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Das Europakomitee Hessen e.V. ist ein zivilgesellschaftli-
ches Netzwerk für Europa in Hessen. Als gemeinnütziger 
eingetragener Verein ist das EKH Mitglied des Netzwer-
kes „Europäische Bewegung Deutschland e.V.“. 

Dem EKH gehören 41 Mitgliedsorganisationen an, die 
ein besonderes Interesse an europapolitischen Themen 
und Fragen haben. Sie vertreten nahezu alle gesellschaft-
lichen Bereiche. Mitglieder sind beispielsweise die hes-
sischen kommunalen Spitzenverbände, Wirtschaftsver-
bände, Kammern, Kirchen, Parteien, Bildungsträger und 
internationale Freundschaftsvereine aber auch Organisa-
tionen, die sich für Jugendarbeit und –förderung oder für 
die Interessen von Senioren einsetzen.

Hauptziele des Europakomitees sind die Förderung des 
Europagedankens, die europäische Integration und der 
Austausch über aktuelle Themen der Europapolitik – ins-
besondere mit Blick auf das Land Hes-sen. Mit seinen 
Aktivitäten begleitet der Verein zudem die hessische Eu-
ropapolitik und fördert hessische europapolitische Inter-
essen.

Infobox: Das Europakomitee Hessen e.V. organisiert 
regelmäßig Veranstaltungen wie die sog. EU-De-
briefings, die nach EU-Ratssitzungen stattfinden. 
Es richtet auch regelmäßig Veranstaltungen mit 
Persönlichkeiten der Europapolitik wie beispielswei-
se den Neujahrsempfang 2013 mit EU-Kommissar 
Günther Oettinger, den Neujahrsempfang 2014 
mit dem Leiter des ZDF-Studios in Brüssel Udo van 
Kampen oder den Neujahrsempfang 2015 mit der 
hessischen Europaministerin Lucia Puttrich aus.

Vorsitzender des EKH ist Bundesminister a.D.  
Friedrich Bohl. Als Vertreter des Landes Hessen ist 
der Staatssekretär für Europaangelegenheiten, Mark 
Weinmeister, Mitglied des Vorstandes.

Europakomitee Hessen e. V.
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Weitere Informationen

Auf der Internetseite des Hessischen Statistischen Lan-
desamtes finden Sie ein breites Informationsangebot an 
statistischen Daten zu unterschiedlichen Themenberei-
chen der amtlichen Statistik.

� http://www.statistik-hessen.de

Das Informationsangebot, das über das Statistikportal er-
reichbar ist, besteht aus einer Vielzahl abrufbarer Datenta-
bellen mit Angaben über die Bundesrepublik und deren 
Länder sowie dem Online-Zugang zu zwei statistischen 
Datenbanken.

� http://www.statistikportal.de

Darüber hinaus bietet das vielfältige Angebot des Statis-
tischen Bundesamtes die Möglichkeit, sich einen bundes-
weiten Überblick zu verschaffen.

� https://www.destatis.de

�  https://www-genesis.destatis.de/genesis/online 
(Haupt-Datenbank des Statistischen Bundesamtes)

Für den Blick über den nationalen Tellerrand hinaus ist die 
Homepage von Eurostat geeignet, dem Statistischen Amt 
der Europäischen Union mit Sitz in Luxemburg. Es hat den 
Auftrag, die Union mit europäischen Statistiken zu versor-
gen, welche Vergleiche zwischen Ländern und Regionen 
ermöglichen.

� http://ec.europa.eu/eurostat/de

�  http://ec.europa.eu/eurostat/data  
(Datenbank)


